
Empfehlungen des Deutschen Ver-
eins zur staatlichen Anerkennung 
von Absolventinnen und Absolven-
ten ausländischer Studiengänge für 
Soziale Arbeit
Die Empfehlungen (DV 36/14) wurden vom Fachausschuss „Soziale Berufe“ 
beraten und am 11. März 2015 vom Präsidium beschlossen.

S
o

zi
a

le
 A

rb
e

it
 u

n
d

 s
o

zi
a

le
 B

e
ru

fe



Inhalt

Vorbemerkung 3

Staatliche Anerkennung 4

Verfahren (unter Berücksichtigung einzelner landesrechtlicher 
Besonderheiten) 5



Seite 3

Ihr Ansprechpartner 
im Deutschen Verein: 
Dr. Eberhard Funk.

Vorbemerkung

Der Deutsche Verein begrüßt die Bemühungen der Bundesländer, Bewerberin-
nen und Bewerber mit ausländischen Abschlüssen in Sozialer Arbeit den Zugang 
zur Berufstätigkeit in Deutschland zu erleichtern. Eine große Hürde bleibt dabei 
jedoch die staatliche Anerkennung, deren Vergabe bisher in den Bundesländern 
unterschiedlich geregelt wird, was sich fachlich kaum begründen lässt und zu 
Irritationen und Komplikationen für Bewerberinnen und Bewerber aus dem 
Ausland beiträgt. Vor diesem Hintergrund empfiehlt der Deutsche Verein einen 
gemeinsamen zentralen Ansprechpartner, wie zum Beispiel die Zentralstelle für 
ausländische Bildungsabschlüsse, mit der Prüfung der Voraussetzung und ent-
sprechend der Vergabe der staatlichen Anerkennung zu beauftragen.

Um die Anerkennung zu vereinheitlichen, sieht es der Deutsche Verein zudem 
für notwendig an, bundesweit verlässliche Mindeststandards für Verfahrensre-
gelungen und inhaltliche Anforderungen an die staatliche Anerkennung zu 
schaffen.

Die vorliegenden Empfehlungen richten sich insbesondere an die Länder und 
Hochschulen.

Mit dem Gesetz über die Feststellung der Gleichwertigkeit von Berufsqualifika-
tionen (Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz BQFG) vom 6. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 2515 – in Kraft seit 1. April 2012/1. Dezember 2012) hat der Bundes-
gesetzgeber einen wichtigen Schritt zur erleichterten Anerkennung im Ausland 
erworbener Qualifikationen im deutschen Berufs- und Bildungssystem unter-
nommen. Damit setzte er in einem zentralen Bereich die Richtlinie 2013/55/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. November 2013 zur Ände-
rung der Richtlinie 2005/36/EG aus dem Jahre 2005 über die Anerkennung von 
Berufsqualifikationen und der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 über die Verwal-
tungszusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems („IMI-
Verordnung“) um.

In der Zwischenzeit sind die Bundesländer mit ihren entsprechenden Landesge-
setzen nachgezogen, um eine erleichterte Anerkennung im Ausland erworbe-
ner Qualifikationen in ihrem Verantwortungsbereich sicherzustellen. Zu den in 
den Landesgesetzen geregelten Berufen gehört auch die Soziale Arbeit. Die 
Staatliche Anerkennung ist durch die rechtlichen Vorgaben der Bundesländer 
allerdings nicht vollständig einheitlich geregelt. Die grundständigen Studien-
gänge der Sozialen Arbeit unterscheiden sich zwischen den Bundesländern, teils 
auch innerhalb der Länder nicht unerheblich. Auf der Ebene der Masterstudien-
gänge gibt es ebenfalls sehr große Differenzen und nicht immer eine klare Zu-
ordnung zum Feld der Sozialen Arbeit.

Die länderrechtlichen Voraussetzungen für die Staatliche Anerkennung in der 
Sozialen Arbeit gelten auch für die Abschlüsse von Personen, die eine Berufs-
qualifikation (Studienabschluss) im Ausland erworben haben und nun in 
Deutschland tätig werden wollen. Aufgrund der föderalen Struktur ergeben 
sich, insbesondere bei Verfahrensfragen länderspezifische, ggf. auch hochschul-
spezifische Unterschiede.
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Die Lissabon-Konvention hat den Hochschulen aufgegeben, im Ausland absol-
vierte Studienzeiten und erworbene Hochschulqualifikationen im Regelfall an-
zuerkennen. Hiervon darf lediglich abgewichen werden, wenn die Hochschule 
wesentliche Unterschiede nachweisen, also feststellen und begründen kann. 
Kann die Hochschule einen solchen Nachweis nicht erbringen, sind die Studien-
zeiten und Hochschulqualifikationen anzuerkennen („Beweislastumkehr“). Dies 
gilt auch dann, wenn das Hochschulgesetz des entsprechenden Bundeslandes 
noch nicht die Anforderungen der Lissabon-Konvention aufgenommen hat. 
Festzustellen ist nicht mehr eine „Gleichwertigkeit“ oder „Gleichartigkeit“ an-
zuerkennender Qualifikation, sondern allenfalls die Wesentlichkeit von Unter-
schieden; bei der Feststellung unwesentlicher Unterschiede sind extern erbrach-
te Hochschulqualifikationen vollständig anzuerkennen. Insofern deutsche Hoch-
schulen durch die Lissabon-Konvention zu einer Erleichterung der Anerkennung 
von im Ausland erworbenen Studienleistungen im dargestellten Sinne verpflich-
tet sind, ergeben sich auch Implikationen für die Staatliche Anerkennung.

Staatliche Anerkennung

Das Wesen der staatlichen Anerkennung im Bereich der Sozialen Arbeit ist häu-
fig diskutiert worden, und die Ergebnisse sind wegen der bleibenden Unter-
schiede in der Handhabung durch die Bundesländer nicht voll befriedigend.

Der Deutsche Verein plädiert für eine weitere Angleichung der Kriterien für die 
Staatliche Anerkennung. Die Kriterien, die der Fachbereichstag Soziale Arbeit 
erarbeitet und auf seiner Mitgliederversammlung am 7. Mai 2014 beschlossen 
hat, stellen aus Sicht des Deutschen Vereins schlüssige Mindeststandards dar. 
Dabei kommen den Sprachkompetenzen, den Rechtskenntnissen und Verwal-
tungskompetenzen sowie der Praxiserfahrung als Kernbestandteilen ganz be-
sondere Bedeutung zu.

Aus Sicht des Deutschen Vereins stellen folgende Anforderungen ein unabding-
bares Basisniveau für die staatliche Anerkennung dar:

1.) Deutschkenntnisse müssen mindestens auf dem Sprachniveau B21 des 
Europäischen Referenzrahmens zu Beginn des Anerkennungsverfahrens durch 
Vorlage eines entsprechenden Zertifikates nachgewiesen werden. Bei der Eig-
nungsprüfung ebenso wie bei dem Anpassungslehrgang sind fachsprachliche 
Kompetenzen besonders zu beachten.

2.) Kompetenz im Bereich Recht und Verwaltung, nachgewiesen durch den 
erfolgreichen Abschluss eines Studiums der Sozialen Arbeit bzw. einer entspre-
chenden Ausbildung auf dem Niveau, das sich im Verhältnis zum Bachelor of 
Arts (B.A.) im Bereich Soziale Arbeit in Deutschland nicht wesentlich unterschei-
det. Hierzu gehören mindestens: ausgewiesene Kenntnisse des deutschen 
Rechts in den Bereichen Verfassung, Familie, Kinder- und Jugendhilfe, Existenz-

1 Sprachniveau B2 des europäischen Referenzrahmens ist definiert als: KANN einer Präsentation über ein vertrautes Thema 
folgen, eine Präsentation geben oder ein Gespräch über ein relativ breites Spektrum an Themen in Gang halten. KANN 
Texten relevante Informationen entnehmen und detaillierte Anweisungen oder Ratschläge verstehen. KANN sich Notizen 
während eines Gesprächs/Vortrags machen oder einen Brief schreiben, der auch nicht-standardisierte Anfragen enthält.
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sicherung, Verwaltung und Soziales, Migration, Arbeit und Beruf, Gesundheit/
Rehabilitation sowie institutionelle und organisatorische Rahmenbedingungen 
der „Trägerlandschaft“ der Sozialen Arbeit in Deutschland. Da wahrscheinlich 
bei allen Absolvent/innen aus anderen Staaten oder Systemen hier Handlungs-
bedarf bestehen dürfte, sollte von den Hochschulen mindestens ein entspre-
chendes Modul angeboten werden.

3.) Praktische Kompetenz. Erforderlich für Eignungsprüfung und Anpassungs-
lehrgang ist die nachgewiesene Kompetenz, praktisch in der Sozialen Arbeit auf 
dem Niveau der Absolventinnen/Absolventen grundständiger deutscher Studi-
engänge der Sozialen Arbeit tätig sein und diese Praxis reflektieren zu können. 
Dazu erforderlich ist der Nachweis einer kontinuierlichen berufspraktischen Tä-
tigkeit in einem Feld der Sozialen Arbeit von mindestens einhundert Tagen. Dies 
kann in Form eines Berufsanerkennungsjahres, eines Praxissemesters (bei Teil-
zeitstudiengängen auch in Form zweier halber Praxissemester) geschehen.

4.) Wissenschaftliche und professionsbezogene Kompetenz, nachgewie-
sen durch den erfolgreichen Abschluss eines Hochschulstudiums der Sozialen 
Arbeit (social work) auf dem Niveau, das im Verhältnis zum Bachelor of Arts 
(B.A.) im Bereich Soziale Arbeit in Deutschland nicht wesentlich unterschiedlich 
ist. Dazu gehören insbesondere wissenschaftsmethodische Kompetenzen sowie 
Kenntnisse der Geschichte und Gegenwart der Disziplin und Profession der So-
zialen Arbeit (Theorien, Handlungskonzepte, Arbeitsfelder, Forschung der Sozi-
alen Arbeit).

5.) Kompetenz in Fragen der Einbindung und Nutzung von Bezugswis-
senschaften in der Sozialen Arbeit, insbesondere pädagogische, psychologi-
sche, soziologische, sozialmedizinische, ökonomische und weitere Kenntnisse, 
die für das Problemverständnis und dessen Bearbeitung relevant sind.

6.) Kompetenz in Fragen der ethischen und reflexiven Grundlagen in der 
Sozialen Arbeit, insbesondere mit Blick auf das zugrunde liegende Menschen-
bild, auf Fragen der Haltung und auf Wissen zu ethischen Bezugssystemen, 
ebenfalls nachgewiesen durch den erfolgreichen Abschluss eines Hochschulstu-
diums der Sozialen Arbeit auf dem Niveau, das im Verhältnis zum Bachelor of 
Arts im Bereich Soziale Arbeit in Deutschland nicht wesentlich unterschiedlich 
ist.

Verfahren (unter Berücksichtigung einzelner landes-
rechtlicher Besonderheiten)

Die Richtlinie 2013/55/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. 
November 2013 zur Änderung der Richtlinie 2005/36/EG über die Anerkennung 
von Berufsqualifikationen und der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 über die Ver-
waltungszusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems („IMI-
Verordnung“) sieht als für die Anerkennung geeignete Verfahren insbesondere 
die Eignungsprüfung (Artikel 3h) und den Anpassungslehrgang (Artikel 3g) an.



Seite 6

„Eignungsprüfung“ ist eine die beruflichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Kom-
petenzen des Antragstellers betreffende und von den zuständigen Behörden 
des Aufnahmemitgliedstaats durchgeführte oder anerkannte Prüfung, mit der 
die Fähigkeit des Antragstellers, in diesem Mitgliedstaat einen reglementierten 
Beruf auszuüben, beurteilt werden soll.2

Ein „Anpassungslehrgang“3 ist üblicherweise Voraussetzung für die Ausübung 
eines reglementierten Berufs, die in dem Aufnahmemitgliedstaat unter der Ver-
antwortung eines/r qualifizierten Berufsangehörigen erfolgt und gegebenenfalls 
mit einer Zusatzausbildung einhergeht. Der Lehrgang ist Gegenstand einer Be-
wertung. Die Einzelheiten des Anpassungslehrgangs und seiner Bewertung so-
wie die Rechtsstellung des/r beaufsichtigten zugewanderten Lehrgangsteilneh-
mers/in werden von der zuständigen Behörde des Aufnahmemitgliedstaats 
festgelegt.“4

Die Durchführung von Anpassungslehrgängen und Eignungsprüfungen im Be-
reich der Studiengänge der Sozialen Arbeit sollte bei den Hochschulen liegen. 
Sie können insoweit im Auftrag der Landesministerien bzw. der Bezirksregierun-
gen tätig werden.5

Die Entscheidung über die staatliche Anerkennung erfolgt durch die im jeweili-
gen Bundesland örtlich zuständige Behörde. Es steht den Bundesländern frei, 
diese Aufgabe den Hochschulen zu übertragen.

Zudem darf der/die Bewerber/in nicht wegen eines Verhaltens rechtskräftig 
strafrechtlich verurteilt worden sein, aus dem sich die Nichteignung zur Aus-
übung des Berufes ergibt, insbesondere nicht wegen einer in § 72 a SGB VIII 
genannten Straftat. Dazu ist von dem/der Bewerber/in ein deutsches erweitertes 
Führungszeugnis vorzulegen oder ein diesem entsprechendes amtliches Doku-
ment aus dem Staat, in welchem die Ausbildung absolviert wurde und/oder in 
dem die Bewerberin/der Bewerber in den zurückliegenden fünf Jahren gelebt 
hat. Wird eine den oben genannten Voraussetzungen entsprechende Verurtei-
lung nach Verleihung der staatlichen Anerkennung bekannt oder erfolgt sie erst 
später, sind die Vorschriften über Rücknahme und Widerruf anzuwenden ge-

2 Die Richtlinie 2013/55/EU regelt des Weiteren: „Um die Durchführung dieser Prüfung zu ermöglichen, erstellen die zu-
ständigen Behörden ein Verzeichnis der Sachgebiete, die aufgrund eines Vergleichs zwischen der im Aufnahmemitglied-
staat verlangten Ausbildung und der bisherigen Ausbildung des Antragstellers von dem Diplom oder den sonstigen 
Ausbildungsnachweisen, über die der Antragsteller verfügt, nicht abgedeckt werden. Bei der Eignungsprüfung muss dem 
Umstand Rechnung getragen werden, dass der Antragsteller in seinem Herkunftsmitgliedstaat oder dem Mitgliedstaat, 
aus dem der Antragsteller kommt, über eine berufliche Qualifikation verfügt. Die Eignungsprüfung erstreckt sich auf 
Sachgebiete, die aus dem Verzeichnis ausgewählt werden und deren Kenntnis eine wesentliche Voraussetzung für die 
Ausübung des Berufs im Aufnahmemitgliedstaat ist. Diese Prüfung kann sich auch auf die Kenntnis der sich auf die be-
treffenden Tätigkeiten im Aufnahmemitgliedstaat beziehenden berufsständischen Regeln erstrecken. Die Einzelheiten der 
Durchführung der Eignungsprüfung und die Rechtsstellung des Antragstellers in dem Aufnahmemitgliedstaat, in dem er 
sich auf die Eignungsprüfung vorzubereiten wünscht, werden von den zuständigen Behörden des betreffenden Mitglied-
staats festgelegt.“

3 Der Begriff Anpassungslehrgang ist ein stehender Begriff aus der Europäischen Berufs-Anerkennungsrichtlinie, ehemals 
2005/36/EG, jetzt 2013/55/EU. Der Deutsche Verein hält den Begriff nicht für optimal, suggeriert er doch die einseitige 
Orientierung am Bildungssystem des aufnehmenden Landes; förderlicher wäre stattdessen eine Orientierung an Fähig-
keiten und Kompetenzen des/der Antragstellers/in, wie deren Anerkennung und Validierung.

4 Die Rechtsstellung der/s Lehrgangsteilnehmers/in im Aufnahmemitgliedstaat, insbesondere im Bereich des Aufenthalts-
rechts sowie der Verpflichtungen, sozialen Rechte und Leistungen, Vergütungen und Bezüge wird von den zuständigen 
Behörden des betreffenden Mitgliedstaats gemäß dem geltenden Gemeinschaftsrecht festgelegt

5 In Bremen erfolgt die staatliche Anerkennung durch die zuständige senatorische Behörde. In NRW entscheiden die Be-
zirksregierungen, die Hochschulen werden nur angehört.
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mäß des Verwaltungsverfahrensgesetzes des jeweiligen Bundeslandes, in wel-
chem die Anerkennung beantragt wurde.

Prüfungsgebühren/Entgelt: Die Bundesländer sind verpflichtet, Anpassungslehr-
gänge und Eignungsprüfungen den Bewerberinnen/Bewerbern zu kostende-
ckenden Gebühren anzubieten.

Im Rahmen des Anerkennungsverfahrens sind die Lehrangebote in der Regel in 
modularisierter Form durch wissenschaftliche Weiterbildungen (an den Hoch-
schulen) durchzuführen. Aus Gründen länderspezifischer Organisation können 
sie in anderen, mit der jeweiligen Hochschule vereinbarten Formen durchge-
führt werden.

In der Regel sollen zwei Wiederholungsprüfungen sowohl beim Anpassungs-
lehrgang als auch bei der Eignungsprüfung zulässig sein. Die erste Wiederho-
lungsprüfung ist spätestens innerhalb von zwei Jahren nach Nichtbestehen des 
ersten Prüfungsversuchs durchzuführen.

Bezüglich des Status der Kandidatinnen/Kandidaten, die einen Anpassungslehr-
gang durchführen, sind länderspezifische Besonderheiten Studierendenstatus, 
Gasthörerschaft, Teilnahme an Weiterbildung) zu beachten.6

6 So ist z.B. in Niedersachsen der Gasthörerstatus für einen Anpassungslehrgang zulässig, weil von Gasthörerinnen/hörern 
Prüfungen absolviert werden dürfen. Dagegen sehen die Hochschulgesetze in NRW und Bayern einen gebührenpflichti-
gen Gasthörerstatus vor, ohne das Recht, Prüfungen zu absolvieren. Für Sachsen gilt lt. § 4 Sächs. Sozialanerkennungs-
verordnung: Der Anpassungslehrgang „umfasst im Regelfall auch Studienabschnitte oder Module, die sich auf die erfor-
derlichen Kenntnisse der Rechts- und Verwaltungsvorschriften im Freistaat Sachsen beziehen, und kann als Teil eines 
Fachhochschulstudiums durchgeführt werden.“ In Bremen ist vertraglich geregelt, dass das Land der Hochschule die 
Kandidatinnen/Kandidaten zuweist und sie in der Hochschule in Module des Studienganges aufgenommen werden. Die 
Hochschule erhält dafür vom Land eine Gebühr.
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Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 
– seit über 130 Jahren das Forum des Sozialen

Der Deutsche Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. ist das gemeinsame 
Forum von Kommunen und Wohlfahrtsorganisationen sowie ihrer Einrichtungen, 
der Bundesländer und von den Vertretern der Wissenschaft für alle Bereiche der 
sozialen Arbeit und der Sozialpolitik. Er begleitet und gestaltet durch seine Exper-
tise und Erfahrung die Entwicklungen u.a. der Kinder-, Jugend- und Familienpo-
litik, der Sozial- und Altenhilfe, der Grundsicherungssysteme, der Pflege und 
Rehabilitation.
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